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Zusatzantrag zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen „Stadtwerke ohne 

Atomstrom“ zur Sitzung des Verwaltungsausschusses am 18.05. und zur Ratssitzung am 

29.06.2011 

Eigenständige lokale Energieversorgung

Angesichts des geplanten schnelleren Ausstiegs der Bundesrepublik Deutschland aus der 

Energieerzeugung mit Kernbrennstoffen muss es das Ziel sein, eine stärker dezentral ausgerichtete 

Energieversorgung zu etablieren. Neben einem Ausstieg der Stadtwerke aus der Atomenergie sollen 

die Stadtwerke daher unverzüglich den Ausbau der Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen für 

die Stadt planen. Mittelfristig muss es für die Stadt das Ziel sein, sich selbst zu 100 Prozent mit 

Energie zu versorgen.

Weiterhin ist es notwendig, wegen der zunehmenden Raumbedeutsamkeit von 

Windenergieanlagen, eng mit unseren Nachbargemeinden zu kooperieren. Dabei muss unser Ziel 

sein, auch diese mit Energie der Stadtwerke zu versorgen. Das macht die Region unabhängiger von 

den großen Energieerzeugern und -lieferanten. Zudem schafft es umweltfreundliche Arbeitsplätze 

vor Ort und erhöht das Gewerbesteueraufkommen.



Daher beantragt die SPD-Fraktion:

1. Die Stadt als Gesellschafterin weist die Geschäftsführung und den Aufsichtsrat der Stadtwerke 

an, unverzüglich mit einer entsprechenden Planung für den Ausbau von Kapazitäten zur 

regenerativen Energieerzeugung zu beginnen und somit den Einstieg in die umweltfreundliche 

Eigenerzeugung zu schaffen. Darüber hinaus wird angewiesen, ein Konzept zu erstellen, das 

mittelfristig die Versorgung des Stadtgebiets mit selbst erzeugter Energie sicherstellt. Ein Teil dieses 

Konzepts soll ein Bürgerfonds für erneuerbare Energien sein, wie er z. B. in Bochum aufgelegt wurde. 

Es sind bis zum Ende des Kalenderjahres 2011

a) eine entsprechende Unternehmensstrategie zu entwickeln,

b) entsprechende Unternehmensziele für die Jahre bis 2016 zu definieren und

c) diese sowie die bereits erzielten Fortschritte dem Rat vorzutragen.

2. Die Stadt und die Stadtwerke nehmen unverzüglich Gespräche mit den Nachbargemeinden in 

der Samtgemeinde Elbmarsch und der Einheitsgemeinde Stelle auf, die alle Möglichkeiten einer 

Zusammenarbeit zur eigenständigen Energieversorgung dieser Gesamtregion erkunden. Die 

Ergebnisse sind bis spätestens Ende des Kalenderjahres 2011 dem Rat mitzuteilen.

3. Die Stadt als Trägerin öffentlicher Belange wirkt gegenüber dem Landkreis darauf hin, ein 

regionales Energiekonzept zu erstellen, indem insbesondere weitere Vorrangflächen für erneuerbare 

Energien – z. B. Windkraft – im RROP auszuweisen sind. Über die Fortschritte ist der Rat ebenfalls bis 

spätestens Ende des Kalenderjahres zu unterrichten.

4. Die Stadtverwaltung beginnt, in ihrem Verantwortungsbereich, die Voraussetzungen für 

zusätzliche Investitionen in erneuerbare Energien zu schaffen. Dazu wird sie bis Ende des 

Kalenderjahres

a) die bereits erfolgte Katalogisierung der für Fotovoltaikanlagen geeigneten Flächen auf 

kommunalen Liegenschaften in eine Prioritätenliste umsetzen, die in fünf Jahren abzuarbeiten ist,

b) im Zuge der Flächennutzungsplanung weitere Vorrangflächen für nicht raumbedeutsame Mittel-

und Kleinwindenergieanlagen unter 100 m Kipphöhe ausweisen, um einerseits die weitere 

Errichtung von entsprechenden Anlagen zu ermöglichen und andererseits einen „Wildwuchs“ zu 

verhindern,

c) ein Modellquartier „Erneuerbare Energien“ als Leuchtturmprojekt für das Thema „Wohnen und 

Leben 21“ planen, in dem das nach dem Stand der Technik Machbare in einem konkreten 

Bebauungsplan umgesetzt wird.

Gez. Gez.

Heinrich Schröder Dirk Oertzen

(Vorsitzender des Ausschusses für Umwelt, (Fraktionsvorsitzender)

Energie, Landwirtschaft und Feuerschutz)


